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Der Streit um die Sterbehilfe und die 
Suizidbeihilfe in Deutschland
Henning Rosenau＊
I. Einleitung
Deutschland befand sich auf einem guten Weg zu einem selbst-
bestimmten Sterben. Die Entwicklung zog sich über einen länge-
ren Zeitraum hin, kannte aber nur eine Richtung: hin zu mehr 
Autonomie für den Einzelnen auch beim Sterben. Es waren die 
Gerichte, die diese Entwicklung vorantrieben. Der Bundesge-
richtshof hatte zunächst noch tastend und vorsichtig, dann aber 
immer klarer im Zusammenspiel der Strafsenate und des XII. Zi-
vilsenates verschiedene Formen der Sterbehilfe akzeptiert. Der 
Arzt durfte schmerzstillende Mittel wie Opiate verabreichen, 
auch wenn er die Möglichkeit sah, dass dadurch eine Lebensver-
kürzung eintritt. Das galt selbst dann, wenn er dies als sichere 
Folge voraussah. Neben die indirekte Sterbehilfe, die bei den 
heutigen Möglichkeiten der palliativen Versorgung selten vor-
kommt, wenngleich sie ─ was Palliativmediziner jedenfalls unter 
der Hand auch einräumen ─ im medizinischen Alltag nicht auszu-
schließen ist, trat die deutlich häuﬁgere, damals sog. passive Ster-
behilfe. Und zwar auch dann, wenn der Tod noch nicht unmittel-
＊　Prof. Dr., Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
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bar bevorsteht, aber die Erkrankung einen irreversiblen Verlauf 
genommen hat. Damit ist Sterbehilfe nicht nur als Hilfe beim 
Sterben, sondern auch als Hilfe zum Sterben anerkannt.1）
Es war dann der Bundestag selbst, der die freiheitliche Sichtwei-
se demokratisch autorisierte. Er erteilte den Strömungen aus sei-
ner Mitte eine Absage, die die Wirksamkeit der Patientenverfü-
gung auf die Sterbephase begrenzen wollten. Der Patient kann 
daher im vorhinein umfassend und für jedes Stadium selbst ent-
scheiden, ob er noch behandelt werden will, sollte er später dazu 
nicht mehr in der Lage sein. Seine Entscheidung ist seit dem Pa-
tientenverfügungsgesetz vom 29.7.2009 nicht mehr nur bloßes 
Indiz für seinen Willen, sondern nach § 1901a BGB verbindlich, 
und zwar „unabhängig von Art und Stadium einer Erkrankung“ 
(§ 1901a Abs. 3 BGB). Das Parlament lag mit dieser Position in 
der Mitte der deutschen Gesellschaft. Die Menschen wollen sich 
ihre Autonomie auch am Lebensende bewahren und sich die Ge-
staltung am Lebensende nicht von anderen vorschreiben lassen.2） 
Den Schlussstein dieser liberalen Entwicklung setzte wieder der 
BGH mit seiner weitsichtigen Entscheidung im Jahre 2010, mit 
der er den Begriff der passiven Sterbehilfe ad acta legte. Zulässi-
ge Sterbehilfe wird gerade auch durch aktives Tun ausgeübt, 
nämlich dann, wenn sie im Rahmen eines vom Patienten autori-
1）　Das hatte zwar bereits der BGH in seinen Entscheidungen so formuliert, ist 
aber auch in der jüngsten Debatte immer wieder verkannt worden.
2）　Das belegen zahlreiche Umfragen, z.B. die Iso Public-Gallup Umfrage vom Ok-
tober 2012: http://www.medizinalrecht.org/wp-content/uploads/2013/03/
Meinungsumfrageergebnisse_Selbstbestimmung_am_Lebensende.pdf (zuletzt 
abgerufen am 31.10.2016).
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sierten Behandlungsabbruchs erfolgt.
Diese Entwicklung hin zu mehr Autonomie am Lebensende ist 
jäh beendet worden. Am 6.11.2015 ist die Mehrheit des Deut-
schen Bundestages in das alte paternalistische Denken der 60er 
und 70er Jahre zurückgekehrt. 360 Stimmen haben bei 233 Ge-
genstimmen und 9 Enthaltungen einem Gesetzesentwurf die 
Mehrheit verschafft, mit dem in § 217 StGB n.F. erstmals seit 
1871 nicht nur die Beihilfe zum Suizid, sondern bereits dessen 
Förderung in Deutschland unter Strafe gestellt wird, soweit sie 
geschäftsmäßig erfolgt. Es haben sich die reaktionären Kräfte, 
unter maßgeblichem Druck kirchlicher Kreise, durchgesetzt.3） 
Was diese neue gesetzgeberische Linie insgesamt für die Sterbe-
hilfe-Debatte in Deutschland bedeutet, ist derzeit noch nicht ab-
sehbar. Die Signale sind uneinheitlich und verwirrend.
In die rückschrittliche Kerbe weist beispielsweise ein Beschluss 
des OLG Hamburg vom 8.6.2016,4） mit dem er eine als allgemein 
völlig überholt und falsch eingeschätzte uralte Rechtsprechung 
des BGH zur Rettungspﬂicht nach einem Suizid wieder aufgreift, 
und zwar unter Hinweis auf den neuen § 217 StGB.
Es gibt aber auch gegenteilige Anzeichen. So hat unlängst das 
BVerwG in einem Urteil vom 2.3.20175） entschieden, dass das 
Verbot des Sterbemittels Natrium-Pentobarbital bei einem Suizid 
grundrechtskonform einzuschränken ist. Das BtMG untersagt es 
3）　Rosenau, BayÄBl. 2016, 100.
4）　OLG Hamburg, medstra 2017, 45 ff. mit Anm. Rosenau, a.a.O., 54 ff.
5）　BVerw, AZ: 3 C 19.15, JZ 2017, 791 ff.
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nach § 5 Abs. 1 Nr. 6 dem Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizinprodukte (BfArM), entsprechende Erlaubnisse zu ertei-
len. Das BVerwG legt diese Regelung aber einschränkend aus 
und verpflichtet das BfArM zur Erlaubniserteilung, wenn sich 
der Suizidwillige in einer extremen Notlage beﬁndet.
Mit Theodor Fontane lässt sich nur von „Irrungen, Wirrungen“ 
sprechen. Man weiß derzeit nicht, wohin die Reise in Deutsch-
land gehen wird ─ zurück zu Paternalismus, oder doch zur Ge-
währung von mehr Freiheit und weitgehender Akzeptanz der 
Selbstbestimmung am Lebensende. Möglicherweise wird das 
Urteil des BVerfG, welches die Verfassungswidrigkeit des neuen 
§ 217 StGB derzeit prüft, die Richtung weisen müssen.
In meinem Vortrag werde ich folgendermaßen vorgehen:
Ich skizziere die wichtigsten Schritte in der Entwicklung der 
Sterbehilfe in Deutschland und beleuchte
1. die klassischen Formen.
2. werde ich den Schwerpunkt auf die Strafbarkeit der Suizidhilfe 
legen und eingehen auf
a) die Rettungspﬂicht nach Suizid
b) die neue Strafbarkeit des assistierten Suizids, genauer der 
geschäftsmäßigen Förderung des Suizids in § 217 StGB und
c) die noch aktuellere Notlagen-Suizidhilfe nach dem Bun-
desverwaltungsgericht (BVerwG).
II. Klassische Formen der Sterbehilfe
Der Begriff der Sterbehilfe umfasst nicht nur die Hilfe zum Ster-
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ben, sondern auch die Sterbebegleitung wie die Beihilfe zum 
Sterben im Rahmen des Suizids. Dieses weite Verständnis des 
Begriffs hat sich überwiegend durchgesetzt,6） so dass zur recht-
lich zutreffenden Bewertung und Einordnung weitere Kategori-
sierungen nötig sind. Klassischerweise werden die drei Formen 
der aktiven, indirekten und passiven Sterbehilfe unterschieden. 
Als vierte Kategorie wird die Suizidbeihilfe relevant. Mit der Leit-
entscheidung des BGH aus dem Jahre 2010, welche völlig zutref-
fend die insbesondere in der medizinischen Praxis nicht verstan-
dene Form der passiven Sterbehilfe verabschiedet hat,7） sind nun 
die Kategorien 1. der aktiven Sterbehilfe, 2. der indirekten Sterbe-
hilfe, 3. des Behandlungsabbruchs bzw. -verzichts sowie 4. der Sui-
zidbeihilfe zu unterscheiden. Mit diesem Urteil ist die bislang ge-
lehrte Systematik der Sterbehilfe neu justiert worden. Der neu 
geschaffene § 217 StGB ändert an dieser Systematik nichts, er 
pönalisiert nur einen Teilbereich der Suizidbeihilfe.
Hier in Japan mag auffallen, dass der Begriff der Euthanasie bis-
lang nicht gefallen ist. Dieser ist international gebräuchlich und 
würde die ersten drei genannten Kategorien erfassen. Er wird 
aber in Deutschland vermieden. Denn er ist belastet, weil ihn die 
Nationalsozialisten missbraucht haben, um die Tötungen behin-
derter Menschen im Rahmen der sog. „Vernichtung lebensun-
werten Lebens“ zu bemänteln.8）
6）　LK12-Rosenau, Vor § 211 ff., im Erscheinen.
7）　BGHSt 55, 191 ff. = NJW 2010, 2964 ff.
8）　Dazu Hilgendorf, Einführung in das Medizinstrafrecht, 2016, S. 33 ff.
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1. Aktive Sterbehilfe
Die aktive Sterbehilfe erscheint ausnahmslos unzulässig;9） § 216 
StGB spricht eine eindeutige Sprache. Bei genauerem Hinsehen 
ist schon de lege lata die Rechtslage weniger eindeutig. Das zeigt 
die Zulässigkeit der indirekten Sterbehilfe (dazu gleich mehr), die 
sich als eine Form erlaubter aktiver Sterbehilfe darstellt. Der 
Arzt darf zur Schmerzminderung Medikamente verabreichen, 
selbst wenn er sicher weiß, dass durch diese der Todeseintritt 
beschleunigt wird. Umgekehrt entschuldigen auch medikamen-
tös nicht mehr zu unterdrückende Schmerzen nicht den Arzt, der 
anderweitig den Patienten tötet.10） Auch der Behandlungsabbruch 
ist durch aktives Handeln möglich. Die Grenzziehung zur aktiven 
Sterbehilfe, die unter Strafe verboten bleiben soll, ist hauch-
dünn.11）
Ob § 216 StGB de lege ferenda eingeschränkt werden sollte, ist 
vielleicht auch deswegen Gegenstand einer ständig schwelenden 
Debatte. Beispielsweise hat immerhin die Bioethik-Kommission 
des Landes Rheinland-Pfalz eine alte Forderung des Alternativ-
kreises deutschsprachiger Strafrechtslehrer aus dem Jahre 1986 
aufgegriffen,12） wonach von Strafe abgesehen werden kann, wenn 
die Tötung der Beendigung eines schwersten, vom Betroffenen 
nicht zu ertragenden und nicht anders abwendbaren Leidenszu-
9）　S. BGHSt 37, 376, 379; VG Karlsruhe, JZ 1988, 208 m. Anm. Herzberg, JZ 1988, 
182; BVerfG, JZ 1987, 885; Duttge, GA 2001, 158, 175; Sinn, SK § 212 Rn. 48; Ren-
gier, BT 2 § 7 Rn. 1; Roxin, 140 Jahre GA, S. 177, 188; Sch/Schröder/Eser/Stern-
berg-Lieben, Vor §§ 211 ff. Rn. 24.
10）　Dazu BGH, NStZ 1997, 182; Höﬂing, JuS 2000, 111.
11）　LK12-Rosenau, Vor §§ 211 ff., im Erscheinen.
12）　Sterbehilfe und Sterbebegleitung, Bericht vom 23.4.2004, dort S. 70 ff.
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standes dient.13） Diese Diskussion wird befeuert durch die Zulas-
sung der aktiven Sterbehilfe in den Benelux-Staaten.
Eine Änderung des § 216 StGB wäre möglich. Rechtspolitisch 
wird sich diese freilich kaum durchsetzen lassen.
2. Indirekte Sterbehilfe als Form der aktiven Sterbehilfe
Die Zulässigkeit der indirekten Sterbehilfe ist in Deutschland un-
streitig. Dabei steht die Linderung von Schmerzen so im Vorder-
grund, dass eine unvermeidbare Lebensverkürzung hingenom-
men werden darf. Der Arzt darf einem im Sterben liegenden Pati-
enten, der von Schmerzen gequält ist, hoch dosierte Schmerzmit-
tel verabreichen und dabei in Kauf nehmen (dolus eventualis) 
oder sicher voraussehen (dolus directus 2. Grades), dass als Ne-
benfolge ein früherer Tod eintritt.14） Hingegen wird wegen Tö-
tung auf Verlangen (§ 216 StGB) bestraft, wer einem Sterbenden 
auf dessen „ausdrückliches und ernstliches“ Verlangen gezielt 
eine tödliche Dosis an Schmerzmitteln injiziert, also mit Absicht 
(dolus directus 1. Grades) den Tod herbeiführt. Das wird als Fall 
der aktiven (direkten) Sterbehilfe eingeordnet.15）
Z.T. wird von Palliativmedizinern die Relevanz der indirekten 
Sterbehilfe bestritten.16） Wissenschaftliche Daten der palliativme-
dizinischen Forschung zeigten, dass Opioide und andere 
Schmerzmittel die Sterbephase nicht verkürzen, sondern sogar 
13）　Baumann et al. (Hrsg.), AE-Sterbehilfe (1986), S. 12.
14）　BGHSt 42, 301, 305; 46, 279, 285.
15）　Duttge, GA 2005, 573, 578 f.
16）　Sahm, FAZ vom 10.4.2017; vgl. Oduncu, MedR 2005, 516, 518; Beckmann, DRiZ 
2005, 252, 253 f.
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leicht verlängern. Indes heißt es, dass es die indirekte Sterbehilfe 
bei korrekter Medikamentenanwendung so gut wie gar nicht 
gebe. Es gibt sie folglich. In der Tat herrscht unter den Palliativ-
medizinern selbst keine Einigkeit. Nicht in allen Fällen, etwa bei 
Lungenkrebs, sei eine wirksame Schmerztherapie gegen die Ver-
nichtungsschmerzen möglich.17）
Problematisch ist dagegen die dogmatische Differenzierung zwi-
schen dolus eventualis und dolus directus 2. Grades einerseits 
und dolus directus 1. Grades andererseits. Denn es geht jeweils 
darum, dass der Tod eines Patienten aktiv und vorsätzlich be-
schleunigt, also sehenden Auges herbeigeführt wird.
Das überzeugt schon aus strafrechtsdogmatischen Gründen we-
nig. Denn alle drei Vorsatzformen werden sonst auch gleich be-
handelt; es ist kein Grund ersichtlich, hier von diesem Grundsatz 
abzuweichen.18） Die Tötungstatbestände der §§ 212 ff. StGB ent-
halten keine Differenzierungen beim Vorsatz. Es ist zu akzeptie-
ren, dass die indirekte Sterbehilfe einen besonderen Unterfall 
der aktiven Sterbehilfe darstellt,19） den wir für straffrei erklären.
Zu klären bleibt dann freilich, wie diese Straffreiheit dogmatisch 
hergeleitet werden kann. Es finden sich drei Ansätze, die eine 
Lösung entweder auf der Ebene des Tatbestandes, mittels des In-
stituts der Einwilligung oder im rechtfertigenden Notstand nach 
17）　Vgl. Schöch/Verrel, GA 2005, 553, 574; Wolfslast, FS Schreiber, 2003, S. 913, 918.
18）　Merkel, FS Schroeder, 2006, S. 297, 314.
19）　Rosenau, FS Roxin zum 80. Geburtstag, 2011, S. 577; MK-Schneider, Vor § 211 
Rn. 91; Birnbacher, Tun und Unterlassen, 1995, S. 345.
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§ 34 StGB suchen. Nur letztere soll hier dargestellt werden.
Bei der Notstandslösung geht es um eine Abwägung: Beseitigung 
der Qual und des Leidens bei Verkürzung des Lebens gegen Ver-
längerung des Lebens bei Fortdauer von Qual und Leiden. Auch 
der BGH hält es für denkbar, die Lebensqualität eines Menschen 
höher einzustufen als dessen Leben selbst. „Die Ermöglichung 
eines Todes in Würde und Schmerzfreiheit gemäß dem erklärten 
oder mutmaßlichen Patientenwillen ... ist ein höherwertiges 
Rechtsgut als die Aussicht, unter schwersten, insbesondere Ver-
nichtungsschmerzen noch kurze Zeit länger leben zu müssen“.20） 
Die Abwägung zweier Interessen ─ grob gesagt: Leidvermeidung 
versus Lebensverlängerung ─ entspricht dem Normenprogamm 
des § 34 StGB, bei dem es darum geht, zwischen zwei Übeln ab-
zuwägen und das deutlich geringere zu wählen.21） Die Würde des 
sterbenden Menschen des Art. 1 Abs. 1 GG überwiegt wesentlich 
das im Erlöschen beﬁndliche Leben des Art. 2 Abs. 2 GG.
3.  Behandlungsabbruch, Behandlungsverzicht (vormals sog. 
passive Sterbehilfe)
Die am weitesten verbreitete Form der Sterbehilfe bilden Be-
handlungsabbruch und -verzicht. Sie sind in Deutschland als zuläs-
sige Begrenzung medizinischer Behandlung anerkannt und wur-
den bis ins Jahr 2010 unter dem fragwürdigen Begriff der passi-
ven Sterbehilfe zusammengefasst. Die vormals sog. passive Ster-
behilfe kommt zum einen in der letzten Lebensphase beim Ster-
20）　BGHSt 42 301, 305.
21）　Merkel, FS Schroeder, S. 297, 308 ff.; SSW-StGB/Rosenau, 3. Auﬂ. 2016, § 34 
Rn. 15.
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ben zum Tragen. Das Leiden des Patienten hat unumkehrbar ei-
nen tödlichen Verlauf genommen. In kurzer Zeit wird der Tod 
eintreten. Man spricht von der Hilfe beim Sterben. In diesem Fall 
ist eine ärztliche Behandlung nicht mehr indiziert. Der Sterbende 
hat damit auch keinen Anspruch mehr auf den Einsatz lebensver-
längernder Maßnahmen.
Behandlungsabbruch und -verzicht sind darüber hinaus auch als 
Hilfe zum Sterben geboten, wenn die Krankheit einen unheilbaren 
Verlauf angenommen hat.22） Dies gilt auch dann, wenn der Patient 
noch längere Zeit mit Hilfe der Apparaturen am Leben gehalten 
werden könnte. In diesen Fällen können lebensverlängernde, ins-
besondere intensivmedizinische Maßnahmen unterbleiben. Was 
bereits eingeleitet wurde, wie die künstliche Beatmung, kann ab-
gebrochen werden.
Der Gesetzgeber hat diese zweite Form des Behandlungsab-
bruchs bestätigt. Denn er hat gerade keine Beschränkung zuläs-
siger Sterbehilfe auf die letzte Sterbephase vorgesehen. Mit der 
Kodifikation der Patientenverfügung am 1.9.200923） bestimmt § 
1901a Abs. 3 BGB nun eindeutig, dass es auf Art und Stadium ei-
ner Erkrankung nicht mehr ankommt. Gegensätzliche Alternativ-
anträge, die eine sog. Reichweitenbeschränkung vorsahen,24） 
22）　Auch der Behandlungsabbruch kann daher Hilfe beim Sterben sein, was der 
Gesetzesentwurf Brand/Griese u.a., BT-Drs. 18/5373, S. 11, übersieht, der zum 
§ 217 StGB geführt hat.
23）　BGBl. I, 2286 f.; sog. Patientenverfügungsgesetz (PatVG).
24）　Vgl. den Entwurf Bosbach, BTDrs. 16/11360, sowie Eibach, MedR 2002, 123, 
138.
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wurden abgelehnt.
Der lange verwendete, z.T. heute noch in Entscheidungen des 
BGH auftauchende25） Begrif f der „passiven Sterbehilfe“ ist zu 
verwerfen. Zu Recht hat der 2. Strafsenat des BGH in seiner Leit-
entscheidung im Fall „Putz“ den Begriff ad acta gelegt. Er ist in-
haltlich falsch.
Erstens darf der Patient in seinem Sterben nicht allein gelassen 
werden. Eine Basisversorgung ist zu gewährleisten.26） Das Be-
handlungsziel bekommt eine neue Richtung. Die Grundsätze der 
Bundesärztekammer zur Sterbebegleitung sprechen davon, dass 
an die Stelle von lebenserhaltenden Maßnahmen palliativmedizi-
nische Versorgung, einschließlich Maßnahmen der Pﬂege, tritt.27）
Zum zweiten war die passive Sterbehilfe niemals passiv. Das zeigt 
sich deutlich, wenn das laufende Beatmungsgerät per Knopf-
druck abgeschaltet wird. Die herrschende Meinung wertete die-
se Situation zurückgehend auf einen von Roxin wieder aufgegrif-
fenen Vorschlag als Unterlassen durch Tun.28） Denn nur so lässt 
sich die Tat als Tötung durch Unterlassen begreifen. Man musste 
zum Unterlassen kommen; denn dann bedurfte es einer Garan-
25）　Dem XII. Zivilsenat des BGH muss der Systemwechsel entgangen sein, weil er 
auch sechs Jahre nach dem Urteil des 2. Strafsenats immer noch von der passi-
ven Sterbehilfe spricht, BGH, Beschluss vom 6.7.2016, XII ZB 61/16, Rn. 20, 23.
26）　Schreiber, NStZ 2006, 473, 474; Hahne, FamRZ 2003, 1619, 1621.
27）　DÄBl. 2011, A 346, 347.
28）　BGHSt 6, 46, 59; Roxin, FS Engisch, 1969, S. 380, 396; ders., in: Roxin/Schroth 
(Hrsg.), Handbuch des Medizinstrafrechts, 4. Auﬂ. Stuttgart 2010, S. 75, 95.
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tenpﬂicht, die aber den Arzt in Sterbehilfesituationen nicht mehr 
trif ft, so dass sich das gewünschte Ergebnis ergab: Der Arzt 
bleibt straﬂos. Zutreffend ist dies als ein Griff in die dogmatische 
Trickkiste kritisiert worden.29） In der medizinischen Realität ist 
diese seltsame Herleitung nie richtig verstanden worden. Das hat 
in der Praxis zu einer nicht gebotenen Zurückhaltung bei der Ge-
währung der sog. passiven Sterbehilfe geführt.30）
Aber an dieser Sterbehilfe ist gerade nichts passiv. Das Abschal-
ten einer Herz-Lungen-Maschine verlangt nicht weniger Aktivität 
als das Injizieren eines Giftes. Wer ehrlich ist und das Abschalten 
des Respirators oder der Ernährungs-Sonde phänomenologisch 
als das versteht, was es ist, nämlich positives Tun,31） kommt nicht 
darum herum, eine aktive Sterbehilfe anzunehmen. Die Straf-
rechtsdogmatik kann nicht aus einer Handlung eine Nicht-Hand-
lung machen.32） Auch der BGH sah darin nun einen unzulässigen 
„Kunstgriff“.33）
Allerdings sind wir uns im Ergebnis einig, dass nicht bestraft 
werden darf. Weder normativ noch nach dem sozialen Sinngehalt 
29）　Gropp, GS Schlüchter, S. 173, 182; Verrel, Patientenautonomie und Strafrecht 
bei der Sterbebegleitung, Gutachten C zum 66. DJT, 2006, S. C 26; Fischer, StGB, 
64. Auﬂ. 2017, Vor § 211 Rn. 20. Ebenso Baumann/Weber/Mitsch, Strafrecht AT, 
15/33; Bockelmann, Strafrecht d. Arztes, 1968, S. 112; Brammsen, NStZ 2000 337, 
341; Gössel, Strafrecht BT 1, § 2 Rn. 51; Sinn, SK-StGB, § 212 Rn. 51; Jescheck/Wei-
gend, Strafrecht AT, § 58 II 2; Otto Grundkurs BT, § 6 Rn. 28.
30）　Wolfslast, FS Schreiber, S. 914.
31）　Rosenau, FS Roxin zum 80. Geburtstag, 2011, S. 577 ff.
32）　Mitsch, in: Baumann/Weber/Mitsch, Strafrecht AT, 11. Auﬂ. 2003, § 15 Rn. 33.
33）　BGHSt 55, 191, 202.
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kann es einen Unterschied machen, auf welche Art und Weise 
eine Behandlungseinstellung vorgenommen wird: indem man 
diese erst gar nicht aufnimmt (Unterlassen) oder indem man die-
se später abbricht (Tun). Es geht der herrschenden Meinung of-
fenbar darum, ein richtiges Ergebnis zu bekommen, ohne in die 
Nähe einer Sterbehilfe durch aktives Tun zu geraten.
An dieser Frage setzte nun das Urteil des BGH aus dem Jahr 
2010, das sog. Putz-Urteil, an.34） Es enthält zwei wesentliche Aus-
sagen. 1. räumt es mit dem in den Erfahrungen des Dritten Rei-
ches wurzelnden Euthanasie-Tabu auf. Viele wollen auch deshalb 
die erlaubten Sterbehilfeformen strikt von aktiver Sterbehilfe ge-
trennt sehen.35） Das Putz-Urteil zeigt dagegen, dass es Situatio-
nen gibt, in denen auch die aktiv vorgenommene Tötung zulässig 
und geboten ist. Das wusste man bei der indirekten Sterbehilfe 
schon lange. Nunmehr liegt eine höchstrichterliche Entschei-
dung vor, die sich dieser Einsicht auch bei der sog. passiven Ster-
behilfe stellt. Glasklar formuliert der „amtliche“ Leitsatz Nr. 2: 
„Ein Behandlungsabbruch kann sowohl durch Unterlassen als 
auch durch aktives Tun vorgenommen werden.“36） Zum zweiten, 
und wichtiger: Das auf Roxin zurückgehende „Unterlassen durch 
Tun“37） wird als Kunstﬁgur entlarvt. Damit wird die passive Ster-
34）　BGHSt 55, 191 ff. = NJW 2010, 2963 ff. mit Anmerkungen von Duttge, MedR 
2011, 36 ff.; Gaede, NJW 2010, 2925 ff.; Hirsch, JR 2011, 37 ff.; Kubiciel, ZJS 2010, 
656 ff.; Lipp FamRZ 2010, 1555 ff.; Rosenau, FS Rissing-van Saan, 2011, S. 545 ff.; 
Wolfslast/Weinrich, StV 2011, 286 ff.; Verrel, NStZ 2010, 671 ff.
35）　Holzhauser, FamRZ 2006, 518, 524.
36）　Hervorhebung durch den Verfasser.
37）　Roxin, FS Engisch, 1969, S. 380, 396.
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behilfe ad acta gelegt. Von nun an kann nur vom Behandlungsab-
bruch bzw. dem -verzicht gesprochen werden.
Es geht zum einen um einen Behandlungsabbruch, der passiv, 
aber auch aktiv sein kann. Bei Nichtaufnahme einer Therapie 
wird man zum anderen vom Behandlungsverzicht sprechen müs-
sen. Für den BGH sind beide Formen dann straflos, wenn auf-
grund des Patientenwillens ein medizinisches Handeln beendet 
bzw. reduziert wird. Aus der normativ-wertenden Qualifikation 
als Behandlungsabbruch ergebe sich ein strafrechtlich legitimie-
render Sinn.38） Der BGH bildet Fallgruppen, die er unter dem 
Oberbegriff des Behandlungsabbruchs zusammenfasst. Der Be-
handlungsabbruch ist dann straﬂos, wenn aufgrund 1. des Patien-
tenwillens eine Maßnahme beendet bzw. reduziert wird39） und 
sich 2. die Sterbehilfehandlung auf ein medizinisches Handeln 
bezieht40）, und zwar 3. bei einer lebensbedrohenden Erkrankung. 
Handeln dürfen 4. Mediziner oder deren Hilfspersonen.
Fragt man nach dem Grund der Straﬂosigkeit, wird man differen-
zieren müssen:
Wird eine Behandlung gar nicht erst aufgenommen, bleibt es bei 
der Lösung über eine fehlende Garantenpflicht des Arztes. Die 
Nichtvornahme einer Behandlung stellt unstrittig ein Unterlas-
sen dar, welches nur bei einer Garantenstellung des Arztes und 
einer daraus erwachsenden Garantenpflicht zur Behandlung 
38）　BGHSt 55, 191, 203.
39）　BGHSt 55, 191, 203.
40）　BGHSt 55, 191, 204
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strafbar wäre. Fehlt es an einer Indikation oder einer Einwilli-
gung des Patienten in die (Weiter-)Behandlung, entfällt diese Ga-
rantenpﬂicht. Der Arzt bleibt nach § 13 StGB straﬂos.41）
Bei aktiven Handlungen des Arztes wie dem Abschalten des Re-
spirators, aber auch bei Eingriffen eines Dritten, der eine laufen-
de Behandlung unterbricht und dessen Handeln sich als Eingriff 
in einen rettenden Kausalverlauf darstellt, ist dieser Weg über 
den Fortfall der Garantenpﬂicht versperrt. Hier greift der oben 
entwickelte Lösungsansatz der Notstandslösung. Der BGH favo-
risiert den dogmatischen Weg über eine Einwilligung, sieht sich 
aber dem schlagenden Einwand des § 216 StGB ausgesetzt. § 216 
StGB verbietet ja gerade auch die Tötung dann, wenn das Opfer 
einwilligt. Richtiger erscheint, die Situation als Notstandslage des 
§ 34 StGB analog zu sehen, wobei bei der Abwägung der Würde 
gegen das Leben ebenfalls der Wille des Betroffenen zu berück-
sichtigen wäre.
Allerdings ist nach beiden Lösungswegen die Einwilligung des 
Patienten ein zentrales Element. Damit stellen sich aber auch er-
hebliche Anwendungsprobleme in der Praxis, wenn es darum 
geht, diesen Willen festzustellen. Die zuverlässige Ermittlung be-
reitet in der medizinischen Realität Schwierigkeiten.42） Kann sich 
der Patient selbst eigenverantwortlich äußern, ist die Situation 
einfach. Er hat es in der Hand, ob lebensrettende und -verlän-
41）　LK12-Rosenau, Vor § 211 ff., im Erscheinen.
42）　Allgemein zur Ermittlung des mutmaßlichen Willens BGHSt 35, 246, 249; 40, 
257, 263; 45, 219.
16
COMPARATIVE LAW REVIEW〔Vol. LI-4, 2018〕
gernde Maßnahmen an ihm vorgenommen werden.43） Fehlt es an 
einer Willensäußerung, ist beim willensunfähigen Patienten mit 
gleicher Bindungswirkung auf seinen mutmaßlichen Willen abzu-
heben.44）
4. Beihilfe zum Suizid
Die Beihilfe zum Suizid ist in Deutschland straﬂos ─ gewesen. Es 
gilt an sich der Grundsatz: keine Teilnahme ohne Haupttat. Da 
der Suizid straﬂos ist, hat das auch die Straﬂosigkeit einer Beihil-
fe zum Suizid zur Folge. Es wird nicht bestraft, wer dem Lebens-
müden ein Gift besorgt und ihm reicht, das dieser dann selbst in-
jiziert. Auf den Grund für die Selbsttötung kommt es nicht an. Es 
geht der dümmste Grund durch, wie ein einigermaßen durch-
schnittlicher Liebeskummer.45） Dagegen wird derjenige bestraft, 
wer auf den dringenden Wunsch aufgrund sehr plausibler und je-
dem Vernünftigen einleuchtender Motive des Lebensmüden für 
diesen die Injektion vornimmt.
a) Keine Rettungspﬂicht nach Suizid
Allerdings gab es immer schon Vorbehalte gegen eine solche 
Straffreistellung, die sich auch in der Rechtsprechung niederge-
schlagen haben. So hat der BGH auch beim freiverantwortlichen 
Suizid eine Rettungspflicht konstruiert und damit die Straffrei-
stellung der Teilnahme am Suizid ausgehebelt. Der Garant, der 
den Lebensmüden nicht rettete, war schlechthin wegen eines Tö-
43）　BGHSt 37, 376, 378; 40, 257, 260; BGH, NStZ 1983, 117; 1987, 406.
44）　BGHSt 37, 376, 378; BGHZ 154, 205, 211.
45）　Treffend Jakobs, Tötung auf Verlangen, Euthanasie und Strafrechtssystem, 
1998, S. 14.
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tungsdelikts, der Nichtgarant nach § 323c strafbar,46） vorausge-
setzt, dass Rettung noch möglich war.47） Hatte der Lebensmüde 
das Bewusstsein verloren, sollte die Tatherrschaft zum noch an-
wesenden Arzt wechseln. Die Leitentscheidung bildet 1984 das 
sog. Wittig-Urteil des BGH, das aber bereits eine erste Ein-
schränkung in Grenzfällen formulierte und die Zumutbarkeit für 
den Arzt verneinte, wenn der Patient nur mit schweren Dauer-
schäden überleben würde.48）
Diese Linie der Rechtsprechung führte zu grotesken Folgen. Da-
nach konnte der Gehilfe zunächst das tödliche Mittel besorgen, 
um nach Eintritt der Bewusstlosigkeit sogleich den Magen aus-
pumpen zu müssen.49） Im Anschluss konnte das perpetuum mobi-
le-mäßig ständig wiederholt werden. Die Konsequenz war, dass 
die Ärzte den Lebensmüden entweder allein im Sterben ließen. 
Oder sie verwendeten Zyankali, das zwar zu einem schrecklichen 
Tod führt, Rettungsmöglichkeiten aber abschneidet.50） So hat es 
der Arzt Hackethal auf Anraten Albin Esers tun müssen.51） Beides 
erscheint nicht allein (medizin-)ethisch fragwürdig. Vielmehr 
stellt diese Rechtsprechung einen „unerträglichen Wertungswi-
derspruch“ dar.52） Sie ist eine richterrechtliche Umgehung der 
gesetzlich vorgegebenen Straﬂosigkeit der schlichten Suizidbei-
46）　BGHSt 2, 150, 156; BGHSt 6, 147, 153f; s. ferner BGH, JR 1956, 347.
47）　BGH, NStZ 2001, 324.
48）　BGHSt 32, 367, 377, benannt nach dem Arzt Dr. med. Herbert Wittig, der den 
Sterbewunsch der Witwe Charlotte Uhrmacher respektierte.
49）　Vgl. BGHSt 32, 367, 376.
50）　Vgl. den Fall Hackethal, OLG München, NJW 1987, 2940, 2942 f.
51）　Vgl. OLG München, NJW 1987, 2940 ff.
52）　LG Gießen, NStZ 2013, 43, 44.
18
COMPARATIVE LAW REVIEW〔Vol. LI-4, 2018〕
hilfe.53） Aus der Straﬂosigkeit der schlichten, nicht geschäftsmä-
ßigen Anstiftung und Beihilfe zur Selbsttötung folgt zwingend, 
dass der Garant, der nichts zur Verhinderung des freiverantwort-
lichen Suizids unternimmt, ebenfalls straffrei bleiben muss. Wer 
dem Suizidenten sanktionslos den Strick reichen dürfte,54） kann 
nicht deshalb bestraft werden, weil er später gar nichts tut. Im 
Hinblick auf das geschützte Rechtsgut ist die Suizidbeihilfe gera-
de nicht pflichtwidrig. Das Recht, jegliche Behandlung am Le-
bensende zurückzuweisen, hat der Gesetzgeber mit der Rege-
lung des § 1901a BGB mittlerweile anerkannt.55） Das kann auch 
nicht anders sein.
Denn die Gegenposition verkennt den verfassungs- und men-
schenrechtlichen Zusammenhang, der bei Entscheidungen zum 
Lebensende zu beachten ist. Diese fallen in mittlerweile ständi-
ger Rechtsprechung des EGMR unter die Achtung des Privatle-
bens nach Art. 8 Abs. 1 EMRK. Dazu zählt das “Recht einer Per-
son zu entscheiden, wie und zu welchem Zeitpunkt ihr Leben be-
endet werden soll”.56） Auch verfassungsrechtlich gilt nichts ande-
res. Die Freiheit zum Suizid ist Ausdruck der verfassungsrecht-
lich gewährten Autonomie des Einzelnen nach Art. 2 Abs. 1 i.V.m. 
Art. 1 Abs. 1 GG. Die überholte Gegenposition57） würde eine Le-
53）　Schöch, in: Jahn u.a. (Hrsg.), Medizinrecht, 2015, S. 103, 113; Rosenau, medstra 
2017, 54, 56.
54）　RGSt 70, 313; BGH, NStZ 2001, 324.
55）　Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 7 S. 100 Rn. 24.
56）　EGMR, NJW 2011, 3773, 3774 ─ Haas/Schweiz und NJW 2013, 2953, 2955 ─ 
Koch/Deutschland jeweils zu einer Suizidkonstellation. So schon im Ansatz in 
EGMR, NJW 2002, 2851 ff ─ Pretty/Vereinigtes Königreich.
57）　Lüttig, ZRP 2008, 57, 58; Goos, ZfL 2016, 49, 50.
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benspﬂicht begründen, die es nicht gibt.58） Es wäre eine Verkür-
zung und nicht eine Verstärkung der Freiheitsgewährleistung 
des Grundgesetzes.59） Von Verfassungs wegen ist daher von ei-
nem Recht auf Suizid auszugehen.60） Daher ist die im Wittig-Ur-
teil formulierte Rechtsansicht anerkanntermaßen überholt. Die 
Literatur im Straf- wie Medizinrecht lehnt sie durchweg ab.61） Bei 
58）　Bottke, Suizid und Strafrecht, 1982, S. 49 f.; Dreier, JZ 2007, 317, 319 m.w.N.
59）　Hillgruber, Der Schutz des Menschen vor sich selbst, 1992, S. 82.
60）　Vgl. Brändel, ZRP 1985, 85, 89; Haffke, ZStW 107 (1995), 761, 776; Geppert, 
Freiheit und Zwang im Strafvollzug, 1976, S. 38; Klug, FS Maihofer, S. 235, 244; 
Wagner, Selbstmord und Selbstmordverhinderung, 1975, S. 84 ff, 107; Wolter, 
NStZ 1993, 1, 8; a.A. Gössel, JA 1976, 396; Hirsch, FS Welzel, S. 775, 786; ders. FS 
Lackner, S. 597, 611; Schmidhäuser, FS Welzel, S. 801, 816; Wassermann, DRiZ 
1986, 291, 293.
61）　AnwK-StGB/Mitsch, Vor § 211 Rn. 22; Fischer, Vor § 211 Rn. 25; MüKo-StGB/
Schneider,Vor § 211 Rn. 72 ff.; Joecks, Studienkommentar StGB § 216 Rn. 15 f.; 
Kindhäuser, LPK-StGB, Vor § 211 Rn. 31 u. 33; NK-StGB/Neumann, Vor § 211 Rn. 
77 ff.; HK-GS/Rössner/Wenkel, Vor § 211 Rn. 12 u. 15; Lackner/Kühl, Vor § 211 
Rn. 15; SK-StGB/Sinn, § 212 Rn. 19 f.; Sch/Schröder/Eser/Sternberg-Lieben, Vor 
§ 211 Rn. 41; SSW-StGB/Momsen, Vor § 211 Rn. 23; Arzt/Weber/Heinrich/Hilgen-
dorf, Strafrecht BT, § 3 Rn. 46 f.; Eisele, Strafrecht BT I, Rn. 191; Krey/Hellmann/
Heinrich Strafrecht, BT 1, § 1 Rn. 24 f.; Maurach/Schröder/Maiwald, Strafrecht 
BT 1, § 1 Rn. 24 f; Otto, Grundkurs Strafrecht BT, § 6 Rn. 52; Rengier, Strafrecht 
BT II, § 8 Rn. 14; Wessels/Hettinger, Strafrecht BT 1, Rn. 57; v. Heintschel-Hein-
egg/Eschelbach, § 216 Rn. 5; Dölling, FS Maiwald, S. 119, 123; Kutzer, ZRP 2012 
135, 137 f; Saliger, medstra 2015 132, 136; vorsichtiger Hillenkamp, FS Kühl, S. 
521, 530; Berghäuser, ZStW 128 (2016), 741, 749; a.A. einzig Matt/Renzikowski/
Safferling, § 212 Rn. 31. Aus der medizinrechtlichen Literatur: Bergmann/Pauge/
Steinmeyer/Gaidzig, 2. Auﬂ. 2014, § 211 ─ 216 StGB, Rn. 11; Igl/Welti/Hoyer, Ge-
sundheitsrecht, 2. Auﬂ. 2014, Rn. 1340; Laufs/Katzenmeier/Lipp/ders., Arztrecht, 
7. Auﬂ. 2015, S. 101; Laufs/Kern/Ulsenheimer, Handbuch des Arztrechts, 4. Auﬂ. 
2010, § 149 Rn. 25 ff; Prütting/Rehborn, Medizinrecht, 4. Auﬂ. 2016, § 16 MBOÄ 
Rn. 12, 12a; Prütting/Duttge, Medizinrecht, 4. Auﬂ. 2016, § 212 StGB Rn. 29; Rat-
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Untergerichten62） und Staatsanwaltschaften63） ﬁndet sie keine Ge-
folgschaft mehr.64） Lediglich das OLG Hamburg widersetzt sich 
in einem neuen Beschluss dieser Erkenntnis. Es will in einem 
Fall eines zweifellos selbstbestimmten Bilanzsuizids zweier alter 
Damen eine Rettungspflicht des assistierenden Arztes anneh-
men.65） Vertretbar ist sie aus den oben genannten Gründen 
nicht.66） In diesem Fehlurteil aus Hamburg zeigt sich die fatale 
Wirkung der neu eingeführten Strafbarkeit der Suizidförderung 
zel/Luxenburger/Schmidt, Handbuch Medizinrecht, 3. Auﬂ. 2015, Kap. 15 Rn. 76 
Roxin, in: Roxin/Schroth (Hrsg.) S. 75, 108; Spickhoff/Knauer/Brose, Medizin-
recht, 2. Aufl. 2014; § 216 Rn. 24; Ulsenheimer, Arztstrafrecht in der Praxis, 5. 
Auﬂ. 2015, Rn. 718; a.A. Deutsch/Spickhoff, Medizinrecht, 7. Auﬂ. 2014, Rn. 1205; 
Terbille/Clausen/Schroeder-Printzen/Sommer/Tsambikakis, Münchener An-
waltshandbuch Medizinrecht, 2. Auﬂ. 2013, § 3 Rn. 181.
62）　LG Deggendorf, ZfL 2014 95 f; LG Gießen, NStZ 2013, 43, 44.
63）　Staatsanwaltschaft München I, NStZ 2011, 345.
64）　Auch der BGH scheint diese Position aufzugeben, wenn er Selbsttötungsfälle 
von eigenverantwortlicher Selbstgefährdung abgrenzt und nur bei letzterer eine 
Garantenstellung annimmt, sobald sich das eingegangene Risiko realisiert; BGH, 
Urteil vom 24.11.2016 ─ 4 StR 289/16, Rn. 21.
65）　OLG Hamburg, Beschluss vom 8.6.2016 ─ 1 Ws 13/16, medstra 2017, 45 m. 
Anm. Rosenau.
66）　Rosenau, medstra 2017, 54, 56; Duttge, MedR 2017, 145; Wilhelm, HRRS 2017, 
68, 71. Der Beschluss ist auch prozessual fehlerhaft. Denn das OLG Hamburg 
geht von einer fortwirkenden Bindungswirkung des Wittig-Urteils in BGHSt 32, 
367 aus, die dem deutschen Strafprozess fremd ist. Dieses wirkt nur innerhalb 
des einzelnen Verfahrens, ist aber nicht darüber hinaus bindend. Eine Bindungs-
wirkung kennt nur das anglo-amerikanische Recht, das über die stare decisis-
Doktrin ein richterrechtliches Präjudizienrecht bildet; Zweigert/Kötz, Einführung 
in die Rechtsvergleichung, Tübingen 1996, S. 253 ff. Im deutschen Strafverfahren 
muss immer wieder im Einzelfall das richtige Recht gesucht werden, wobei die 
Autorität höchstrichterlicher Entscheide naturgemäß die Rechtsfindung leitet, 
aber eben gerade nicht bindet.
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in § 217 StGB n.F. Denn das OLG Hamburg nimmt § 217 StGB 
zum Anlass, von einem eingetretenen „Wertewandel“ auszuge-
hen. Es bleibt zu hoffen, dass sich diese Entscheidung als einma-
liger justizieller Ausreißer entpuppen wird. Immerhin hat das LG 
Hamburg am 8. 11. 2017 den angeklagten Arzt freigesprochen.
b) Geschäftsmäßige Förderung des Suizids (§ 217 StGB n.F.)
Der neue in das StGB eingefügte § 217 StGB hat folgende Fas-
sung:
„(1) Wer in der Absicht, die Selbsttötung eines anderen zu 
fördern, diesem hierzu gewerbsmäßig die Gelegenheit ge-
währt, verschafft oder vermittelt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Als Teilnehmer bleibt straf frei, wer selbst nicht ge-
schäftsmäßig handelt und entweder Angehöriger des in Ab-
satz 1 genannten anderen ist oder diesem nahesteht.“
Die Entstehung dieser Norm hängt eng mit dem Bedürfnis der 
Menschen nach Selbstbestimmung auch im Sterben zusammen. 
Denn da es an professioneller Hilfe zum Sterben mangelt, haben 
sich auch in Deutschland Sterbehilfeorganisationen etabliert, die 
dieses Desiderat ausfüllten. Das waren nicht nur, aber insbeson-
dere Ableger schweizerischer Einrichtungen wie DIGNITAS. Die 
Politik zeigte sich alarmiert und reagierte auf diese Entwicklung 
mit der Forderung nach der Bestrafung solcher Betätigungen.67） 
In der letzten Legislaturperiode ergab sich aus diesen Überlegun-
gen ein Entwurf der Bundesregierung vom 22.10.201268） zur 
67）　Rosenau/Sorge, NK 2013, 108 m.w.N.
68）　BT-Drs. 17/11126.
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Schaffung eines neuen § 217 StGB-E, der die gewerbsmäßige För-
derung der Selbsttötung unter Strafe stellte. Der Entwurf schei-
terte jedoch, weil konservative Kräfte innerhalb der CDU/CSU 
noch mehr an Strafbarkeit wollten und das Verbot jeglicher orga-
nisierter Sterbehilfe forderten.69） Diese politische Konstellation 
hat die Debatte in die derzeitige Legislaturperiode überführt und 
den neuen § 217 StGB n.F. gebracht. Er geht auf einen Entwurf 
der Abgeordneten Brand und Griese u.a. zurück, welche die ge-
schäftsmäßige Förderung der Selbsttötung unter Strafe stellen 
wollten.70）
Nach intensiven Debatten wurde dieser Entwurf gebilligt.71） Da-
mit ist eine Beteiligungsform am freiverantwortlichen Suizid pö-
nalisiert worden, die einerseits nicht jede Suizidassistenz erfasst, 
weil sie sich auf geschäftsmäßiges Handeln beschränkt, anderer-
seits aber über die Beihilfe zum Suizid deutlich hinausreicht, weil 
sie dem Suizid weit vorgelagerte Handlungen bereits für strafbar 
hält und als abstraktes Gefährdungsdelikt ausgestaltet wurde.72） 
§ 217 StGB soll einer Normalisierung organisierter Formen des 
assistierten Suizids begegnen und vulnerable Personen vor ei-
nem Erwartungsdruck bewahren, der diese zum begleiteten Sui-
69）　DÄ 2013, 110 (4), A 112; vgl. auch http://www.rp-online.de/politik/
deutschland/union-will-gesetz-zur-sterbehilfe-verschaerfen-1.3113671 (zuletzt ab-
gerufen am 10.04.2017).
70）　BT-Drs. 18/5353.
71）　BT-Drs. 18/5373.
72）　SSW-StGB/Momsen, 3. Aufl. 2016, § 217 Rn. 1; Grünwald, JZ 2016, 938, 942; 
Duttge, in Prütting4, § 217 StGB Rn. 6; Oglakcioglu, Beck-OK-StGB, § 217 StGB 
Rn. 1.
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zid drängen könnte.73）
Die neue Strafnorm ist in der Strafrechtswissenschaft auf über-
wiegende Ablehnung gestoßen. Die Gründe ﬁnden sich in einer 
Resolution, in der sich ─ was relativ einmalig in der Geschichte 
der deutschen Strafrechtswissenschaft ist ─ 151 Strafrechtspro-
fessorinnen und Strafrechtsprofessoren bzw. Privatdozenten ge-
gen eine Strafbarkeit der Suizidbeihilfe ausgesprochen haben.74） 
Diese Resolution ist auf große Resonanz gestoßen,75） blieb aber 
erfolglos. Leider haben die Verfasser der Gesetzesentwürfe den 
Aufruf entweder nicht zur Kenntnis genommen oder nicht zur 
Kenntnis nehmen wollen.76） Die Verweigerungshaltung ging so 
weit, dass die Abgeordnete Griese den Strafrechtswissenschaft-
lern vorwarf, diese hätten sich ohne Kenntnis der Gesetzesent-
würfe in die Debatte eingemischt:77） ein geradezu absurder Ein-
wand. In der Resolution heißt es, dass „(m)it der Strafbarkeit des 
assistierten Suizids ... die in den letzten Jahren durch den Bun-
desgesetzgeber und die Gerichte erreichte weitgehende Entkri-
minalisierung des sensiblen Themas Sterbehilfe konterkariert 
(würde)“.
Ich habe bereits an anderer Stelle darauf hingewiesen, dass sich 
die neue Strafnorm als 1. ahistorisch, 2. undogmatisch, 3. verfas-
73）　BT-Drs. 18/5373, S. 2, 8, 11, 17 f.
74）　Hilgendorf/Rosenau, medstra 2015, 129 ff.
75）　S. nur FAZ vom 14.5.2015, S. 1.
76）　Positive Ausnahme der Entwurf Hintze/Reimann/Lauterbach u.a., BT-Drs. 
18/5374, S. 9.
77）　Auf einer Diskussion am 14.7.2015 in Augsburg gegenüber dem Verfasser.
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sungswidrig und 4. medizinethisch wie rechtspolitisch verfehlt 
erweist.78） Diese Stichworte an dieser Stelle mögen daher genü-
gen.
Warum ist § 217 StGB verfassungswidrig? 79） Die neue Strafnorm 
ist unverhältnismäßig, weil kein Schutzgut erkennbar ist, dass 
eine Bestrafung tragen könnte. In straftheoretischen Worten: es 
fehlt ein Rechtsgut. Eine abstrakte Gefahr für das hohe Gut „Le-
ben“, weil sich die potentiellen Suizidenten durch die Tätigkeit 
von Sterbehilfeorganisationen kurz entschlossen oder unter ge-
fühltem Zwang zu einem Suizid hinreißen lassen könnten, exis-
tiert nicht; sie wird lediglich vom Gesetzgeber ins Blaue hinein 
behauptet. Dieselben Gefahren sind schon gegen die Zulässigkeit 
der vormaligen passiven Sterbehilfe und die unbeschränkt rei-
chende Patientenverfügung erhoben worden. Dort wie hier ha-
ben sie keine reale Basis. So wird behauptet, man könne zum Su-
izid gedrängt werden, weil einen die Familie als Belastung emp-
ﬁnde. Nach den Erfahrungen mit der passiven Sterbehilfe muss 
man konstatieren, dass sich diese Befürchtungen als falsch er-
wiesen haben. Nichts dergleichen ist eingetreten. Auch zahlen-
mäßig geringe Suizidbeihilfen sprechen gegen eine Gefährdung 
von Leben. Die Suizide pendeln in Deutschland um 10.000 im 
78）　Rosenau/Sorge, NK 2013 108 ff.; LK12-Rosenau, Vor §§ 211 ff., im Erscheinen; 
ders., in: FS Yamanaka, 2017, S. 325 ff.
79）　Resolution der Strafrechtslehrer, medstra 2015, 129; Oglakcioglu, Beck-OK-
StGB, § 217 StGB Rn. 12.1; Taupitz, medstra 2016, 323, 330; Rosenau, BayÄBl. 
2016, 100, 101; ders./Sorge NK 2013 108, 115; Hillenkamp, KriPoz 2016, 1, 7; i.E. 
auch Duttge, in: Prütting4, § 217 StGB Rn. 2; SSW-StGB/Momsen, § 217 Rn. 1; mit 
anderer Begründung Roxin, NStZ 2016, 185, 188; a.A. Kubiciel, ZIS 2016, 396, 403: 
verfassungskonforme Auslegung sei möglich.
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Jahr. Sie stiegen seit dem Jahr 2007 leicht an und lagen 2011 bei 
10.144. Während die Suizidzahlen bis 2010 in Deutschland stie-
gen, sank die Inanspruchnahme der Suizidbegleitung von DIG-
NITAS in der Schweiz. Sollte die Suizidhilfe für das Leben abs-
trakt gefährlich sein, hätte es genau andersherum ausgehen 
müssen. Auch die geringen Fallzahlen der Suizidbegleitung, die 1 
bis 2 % aller Suizide ausmacht, sprechen gegen die vielfach be-
hauptete Konnexität.
§ 217 StGB ist aber insbesondere deshalb verfassungswidrig, 
weil er das menschenrechtlich verbürgte Recht zum freiverant-
worteten Suizid missachtet. Es zählt zum Recht der Privatheit 
nach Art. 8 EMRK und steht unter dem Schutz des Art. 1 Abs. 1 
i.V.m. 2 Abs. 2 GG. Das Leben des Einzelnen darf nicht gegen 
dessen ernstlichen und wohldurchdachten Willen von Staats we-
gen durchgesetzt werden. Wer sich authentisch zum Suizid ent-
scheidet, muss sich auch dabei helfen lassen dürfen.80） In man-
chen Fällen wird der Sterbewillige auf Hilfe sogar angewiesen 
sein (das zeigt der Fall der an ALS erkrankten Diane Pretty). Eine 
strafbewehrte Verbotsnorm, die die Beihilfe zum Suizid unter 
Strafe stellt, dient nicht dem Schutz anderer.
Der Gesetzgeber ist aber gerade bei Strafnormen zur Wahrung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit verpflichtet. Dieser 
„Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet ─ bei Androhung 
der Freiheitsstrafe auch im Hinblick auf die Gewährleistung der 
Freiheit der Person durch Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG ... ─, dass eine 
80）　Rosenau, BayÄbl. 2016, 100, 101; a.A. Sowada, ZfL 2015, 34, 37.
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Strafnorm dem Schutz anderer oder der Allgemeinheit dient“, so 
das Bundesverfassungsgericht.81） Denn man muss, um eine Stra-
fe rechtfertigen zu können, etwas Schützenswertes haben, zu 
dem dann die Sanktionsnorm in Verhältnis gesetzt werden kann. 
Auch wenn der Gesetzgeber einen weiten Entscheidungsspiel-
raum hat, ist § 217 StGB daher ─ nimmt man die Vorgaben des 
BVerfG zum Strafrecht als ultima ratio ernst ─ unverhältnismäßig 
und entsprechend verfassungswidrig. Denn das Leben als Indivi-
dualrechtsgut des freiverantwortlich handelnden Suizidenten 
kann gerade nicht geschütztes Rechtsgut sein:82） der Suizident 
selbst hat über sein Rechtsgut, in diesem Fall sein Leben, dispo-
niert.83） Es fehlt schlicht an einem schützenswerten Schutzgut, 
an dem eine Verhältnismäßigkeitsprüfung anknüpfen könnte.84）
Ob das BVerfG seine eigenen Vorgaben auf die im politischen 
Diskurs breit diskutierte Norm des § 217 StGB anwenden wird, 
wird man abwarten müssen. Zweifel sind angebracht. Im einst-
weiligen Verfahren hat das BVerfG jedenfalls § 217 StGB nicht 
außer Vollzug gesetzt, wobei es sich auf die ─ wie gezeigt verfehl-
ten ─ Annahmen des Gesetzgebers gestützt hat.85）
Die Folgen des § 217 StGB sind aber verheerend und reichen bis 
81）　BVerfGE 120, 224, 239.
82）　Das konzedieren auch die Verfasser des AE-StB, die gleichwohl die gewinn-
süchtige Suizidbeihilfe unter Strafe gestellt sehen wollen, vgl. Schöch/Verrel u.a., 
GA 2005, 553, 582.
83）　Puppe, NStZ 2012, 409, 410.
84）　Henking, JR 2015, 174, 175; Roxin, NStZ 2016, 185, 186; wohl auch SSW-StGB/
Momsen, 3. Auﬂ. 2016, § 217 Rn. 1.
85）　BVerfG, MedR 2016, 714, 616 = medstra 2016, 97, 99 f.
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in die Palliativmedizin hinein. Denn auch Ärzte werden vom Be-
griff der Geschäftsmäßigkeit erfasst. Geschäftsmäßig handelt ein 
Täter, der seine Handlung in gleicher Art zu wiederholen ge-
denkt und sie dadurch zu einem dauernden oder wenigstens zu 
einem wiederkehrenden beruflichen Bestandteil seiner wirt-
schaftlichen Betätigung macht.86） Der Wortlaut spricht für ein 
weites Anwendungsfeld. Selbst die Zusage, sich nach dem Tode 
um die Katze des Suizidenten zu kümmern, könnte darunter fal-
len. Eine wiederholte Begehung muss nicht vorliegen, die einma-
lige Tat in Verbindung mit der Absicht, diese zu wiederholen, ge-
nügt.87） Es wird damit deutlich, dass jeder Arzt, der mehr als ein-
mal im Leben seinen Patienten beim Suizid zur Seite zu stehen 
beabsichtigt, schnell unter die Deﬁnition der Geschäftsmäßigkeit 
fällt und daher einem hohen Strafbarkeitsrisiko unterliegt. Das 
betrifft gerade Palliativmediziner, die sich regelmäßig mit ent-
sprechenden Wünschen ihrer Patienten in Grenzsituationen kon-
frontiert sehen.88） Eine erste Studie unter Palliativmedizinern be-
richtet von neuen Unsicherheiten bei der Behandlung schwer-
kranker Menschen.89） Stattdessen werden Suizidgefährdete in ei-
ner der Suizidprävention abdienlichen Isolation und in den Bru-
talst-Suizid gedrängt.90）
86）　RGSt 61, 47, 51 f; BGH, NJW-RR 2005, 286, 287; BayObLG, NStZ 1981, 29; 
Lackner/Kühl, Vor § 52 Rn. 20; Lüttig, ZRP 2008, 57, 59; Sch/Schröder/Sternberg-
Lieben/Bosch, Vorbem. § 52 Rn. 97.
87）　SSW-StGB/Momsen, § 217 Rn. 2; vgl. RGSt 61, 47, 51 f.; Fischer, Vor § 52 Rn. 63; 
Sch/Schröder/Sternberg-Lieben/Bosch, Vorbem. § 52 Rn. 97.
88）　Berghäuser, ZStW 128 (2016), 741, 756 f.; Taupitz, medstra 2016, 323, 325; ders, 
in: Borasio et al. (2017), S. 121.
89）　Zens et al., Deutsche Medizinischen Wochenschrift 2017, 142, e28, e30.
90）　Verrel, FS Paeffgen, S. 331, 342; Hilgendorf, Einführung in das Medizinstraf-
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c) Hoffnungsschimmer Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)?
Eine Entscheidung des BVerwG weist nun wieder in eine Gegen-
richtung und lässt hoffen. Es ging um Frau Koch. Sie war nach ei-
nem Unfall im Jahre 2002 vom Hals abwärts gelähmt, musste 
künstlich beatmet und gepflegt werden. Sie litt unter häufigen, 
sehr schmerzlichen Krampfanfällen. Die Ärzte hielten eine Bes-
serung für ausgeschlossen. Frau Koch empfand dieses Leiden als 
unerträglich und entwürdigend und wollte sterben. Dazu bean-
tragte sie beim BfArM die Erlaubnis, 15 g Natrium-Pentobarbital 
für einen begleiteten Suizid zu erwerben, was ihr verweigert 
wurde. Auch vor den Verwaltungsgerichten bis zum BVerfG fand 
sie mit ihrem Anliegen kein Gehör. Erst der EGMR brachte die 
Wende und verpﬂichtete Deutschland im Jahr 2012, die Klage in 
der Sache zu prüfen, weil das Recht auf Achtung des Privatlebens 
der Frau Koch aus Art. 8 EMRK verletzt worden sei.91）
Das BVerwG tut das in einem sehr gründlichen Urteil. Es 
schließt zwar die Erlaubnis zum Erwerb von Natrium-Pentobarbi-
tal zum Suizid grundsätzlich aus. Es lag zum einen keine Indikati-
on im Rahmen einer medizinischen Behandlung vor, so dass eine 
ärztliche Verschreibung nicht in Betracht kam. Zum anderen hin-
dere § 5 Abs. 1 Nr. 6 BtMG eine gesonderte Erlaubnis, wenn das 
Betäubungsmittel nicht der medizinischen Versorgung, also der 
Therapie diene. Allerdings werde mit der Verweigerung der Er-
laubnis in das Selbstbestimmungsrecht der Frau Koch jedenfalls 
mittelbar eingegriffen. Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art. 2 Abs. 1 GG si-
recht, 2016, S. 57. Das muss auch Magnus einräumen, medstra 2016, 210, 216.
91）　EGMR, NJW 2013, 2953.
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chert jedem Menschen einen autonomen Bereich privater Le-
bensgestaltung, wozu auch der Umgang mit Krankheit, die Ab-
lehnung lebenserhaltender Maßnahmen und die Entscheidung 
zähle, wie und zu welchem Zeitpunkt der einzelne sein Leben be-
enden wolle.92） Das BVerwG geht sogar noch einen Schritt wei-
ter ─ und das ist neu ─ und sieht in extremen Situationen nicht 
nur ein Abwehrrecht, sondern auch eine Schutzdimension der 
Selbstbestimmung. Hilﬂose Personen dürfe der Staat sich nicht 
einfach selbst überlassen.93） Daraus ergebe sich die Notwendig-
keit grundrechts- bzw. verfassungskonformer Auslegung des § 5 
Abs. 1 Nr. 6 BtMG. Dieser ist einzuschränken, wenn
1. eine schwere, unheilbare Erkrankung mit gravierenden 
körperlichen Leiden, wie starken Schmerzen, verbunden ist,
2. der Suizident entscheidungsfähig ist und sich frei und 
ernsthaft für den Suizid entschieden hat und es
3. keine anderen Möglichkeiten gibt, den Sterbewunsch in 
zumutbarer Weise zu realisieren, etwa mit Hilfe der Palliativ-
medizin.94）
Diese Entscheidung ist auf heftige Kritik gestoßen. Das BVerwG 
konterkariere den gerade geschaffenen § 217 StGB und missach-
te den gesetzgeberischen Willen. Hier tauchen wieder dieselben 
Protagonisten auf, die schon die Einführung der Strafbarkeit der 
Suizidhilfe propagiert hatten. Allerdings hat das BVerwG den Ge-
setzgeber ernster genommen, als die Kritiker vermuten. Denn es 
heißt in der Gesetzesbegründung ausdrücklich, dass der Ent-
92）　BVerwG, JZ 2017, 791, 793.
93）　BVerwG, JZ 2017, 791, 794.
94）　BVerwG, JZ 2017, 791, 795.
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wurf die Suizidhilfe in einer schwierigen Konﬂiktsituation im Ein-
zelfall gerade nicht kriminalisieren will.95） Nicht anders verfährt 
das BVerwG in Grenzsituationen.
Richtig ist freilich, dass damit die Mitarbeiter des BfArM tatbe-
standlich den § 217 StGB erfüllen. Mit einer positiven Entschei-
dung, den Erwerb des Betäubungsmittels zu gestatten, gewähren 
sie dem Antragsteller die Gelegenheit zur Selbsttötung.96） Und 
das wird auch auch geschäftsmäßig geschehen, wie die mittler-
weile 61 Anträge zeigen. Um die Einheit der Rechtsordnung, also 
den Gleichklang zwischen BtMG in der Auslegung des BVerwG 
und § 217 StGB herzustellen, ergibt sich eine Lösung: auch § 217 
StGB ist ─ wenn er schon nicht als ver fassungswidrig vom 
BVerfG verworfen wird ─ grundrechtskonform einschränkend 
auszulegen. Die strikte Wortlautgrenze spricht nicht dagegen; 
denn diese gilt nur zu Lasten des Täters. Alternativ lässt sich die 
Diskussion zur Rechtfertigung der indirekten Sterbehilfe und 
des Behandlungsabbruchs aufgreifen. Eine extreme Notlage ist 
in strafrechtlicher Nomenklatur der Notstand: hier kommt § 34 
StGB zum Tragen: die Würde des Betroffenen überwiegt wesent-
lich das von Leid geprägte Lebensrecht und rechtfertigt die Bei-
hilfe zum Suizid. Es greifen entweder eine Tatbestandslösung (bei 
restriktiver Auslegung) oder die Notstandslösung und führen zu 
einem erträglichen Ausgang.
95）　BT-Drs. 18/5373, S. 1.
96）　Mandla, medstra 2017, Heft 6 (im Erscheinen).
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III. Schluss
Die Sterbehilfedebatte in Deutschland ist damit durch zwei völlig 
gegenläufige Entwicklungen gekennzeichnet. Die Rechtspre-
chung des BGH hat die Sterbehilfe neu geordnet und im Sinne 
der Autonomie des Einzelnen erweitert. Der Gesetzgeber hat 
dies zunächst gestützt.
Die jüngere Entwicklung zeigt eine restaurative Bewegung. Nun 
hat sich die Politik gegen zu viel Autonomie in der Sterbehilfe ge-
wendet und ─ dem deutschen Recht völlig fremd ─ eine zusätzli-
che Strafnorm geschaffen. Es bleibt zu hoffen, dass sich auch 
hier der Freiheitsgedanke Bahn bricht und das Bundesverfas-
sungsgericht doch noch eingreift ─ und den vom BVerwG ge-
schaffenen Pfad ergreift.
